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Länderbank, Konto 843.132.335/00 

Datum, 28. November 1994 

Entwurf eines Bundesgesetzes über Gesundheits- und 
Krankenpflegeberufe {Gesundheits- und Krankenpflegegesetzl 

Der Verband der österrei chi schen Heil-, Sport- und Bademasseure vertritt 
alle Massageberufe, angefangen vom Sanitätshilfsdienst Heilbademeister/­
Heilmasseur über den gewerblichen Masseur sowie den Sportmasseur, aber auch 
die Gewerbetreibenden, die sowohl Heilbademeister/Heilmasseur als auch ge-

• werblicher Masseur sind (hier handelt es sich um mehr als 50 %). Aufgrund 
dieser Tatsache glauben wir, daß wir in der Lage sind, objektiv zu beurtei­
len, wie es um den Masseurberuf in Österreich wirklich bestellt ist. 

Der Verband der österreichischen Heil-, Sport- und Bademasseure hat 1952 den 
damals einzigen Masseurberuf (gewerblicher Masseur) aus dem freien Gewerbe 
herausgeführt und die fachl iche Berufsentwicklung vollzogen. Der Sanitäts­
hilfsdienst Heilbademeister/Heilmasseur wurde erst viel später geschaffen. 
Bemerkt darf hiezu auch werden, daß der Sportmasseur aus dem medizinischen 
Hilfsberuf Heilbademeister/Heilmasseur" sowie aus dem gewerblichen Masseur 
hervorgeht und meistens auf der Basis von Werkverträgen bei Sportvereinen 
tätig ist. Der gewerbliche Masseur stellt eind~utig den einzigen Vollberuf 
in der Massage dar und kann auch auf die qualifizierteste, umfangreichste 
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Ausbildung verweisen. Seine Ausbildung ist im BGB1. 618/93 gesetzlich fun­
diert: 

a) * 2 Jahre Ausbildung während der Lehre (duales Ausbildungssystem) 
* mit anschließender 2jähriger unselbständiger Tätigkeit als Masseur 
* 130 Stunden medizinisch-theoretischer Aufbaulehrgang (von einem Arzt 

abgehalten) als Voraussetzung zur 
* Befähigungsprüfung. 

Die Lehre erstreckt sich über insgesamt 4.040 Ausbildungsstunden, worin 800 
Stunden Berufsschul-Fachunterricht inkludiert sind. 

• b) Als 2. Variante besteht die Möglichkeit, einen mindestens 650 Stunden 

• 

dauernden Lehrgang an einem WIFI oder BFI zu absolvieren. 

* anschließend 3 Jahre unselbständige fachliche Tätigkeit 
* 130 Stunden medizinisch-theoretischer Aufbaulehrgang (von einem Arzt 

abgehalten) als Voraussetzung zur 
* Befähigungsprüfung. 

Bei der Befähi gungsprüfung sel bst werden neben den umfangrei chen medi zi­
nisch-theoretischen Kenntnissen alle 6 Spezialmassagen in Praxis und Theorie 
sowie rechtlich-betriebswirtschaftliche Fächer geprüft. Die 1 1/2 bis 2 Tage 
dauernde Befähigungsprüfung wird von einer Kommission abgenommen, in welcher 
laut Verordnung auch ein Arzt als Prüfer fungiert . 

In einem Erlaß des damaligen Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und In­
dustrie vom 7.12.1979, der sich mit dem Berechtigungsumfang des gewerblichen 
Masseurs befaßt, wurde schon die Meinung vertreten, daß durch die Gewerbe­
rechtsnove 11 e 1952, durch di e der Masseur aus den frei en Gewerben heraus­
geführt und in die gebundenen Gewerbe eingereiht wurde, dieser berechtigt 
ist, auch Heilmassagen durchzuführen. Seit diesem Zeitpunkt ist für die Aus­
übung des Masseurgewerbes der Befähigungsnachweis erforderlich. 

Somit vertrat das obige Ministerium die Meinung, daß der gewerbliche Masseur 
auch zur Behandlung von Krankheiten berechtigt ist, wenn die Massage von ei­
nem Arzt verschrieben und unter dessen Anleitun~durchgeführt wird. Das Bun­
desministerium stellte fest, daß keinerlei Bedenken bestehen, wenn zur Aus-
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übung des gebundenen Gewerbes der Masseure berechtigte Gewerbetreibende im 
Rahmen der mit den Sozialversicherungsträgern abgeschlossenen Verträge über 
Verschreibung eines Arztes Massagen zur Behandlung von Krankheiten durchfüh­
ren. Die Lage ist hier etwa mit den Tätigkeiten des Bandagisten, Orthopädie­
technikers, Optikers und mit anderen zu vergleichen, die ebenfalls aufgrund 
ärzt 1 i eher Verschrei bungen ei ne Täti gkei t im Interesse der Li nderung und 
Heilung von Kranken entfalten. Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie trat bereits 1979 erstmals an das Gesundheitsministerium heran, um 
Ressortverhandlungen zwecks Erzielung eines einvernehmlichen Standpunktes in 
dieser Frage einzuleiten. 

Es ist uns hinlänglich bekannt, daß sich das Wirtschaftsministerium seit 
~ 1979 bis dato mehrmals bemüht hat, die Ressortverhandlungen in Gang zu brin­

gen, das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz sich 
jedoch nicht gesprächsbereit gezeigt hat. 

• 

Der Verband der österrei chi sehen Hei 1-, Sport- und Bademasseure bedauert 
dies außerordentlich, zumal seit Jahrzehnten die gewerblichen Massagein­
stitute in bester Zusammenarbeit mit den Ärzten ihre Tätigkeiten zur voll­
sten Zufri edenheit der Patienten aber auch der Ärzte durchführen. 1. 600 
Fachinstitute in Österreich arbeiten flächendeckend und wünschen sich, daß 
das Gesundheitsministerium endlich die Ausbildung und das Können der größten 
und bestausgebildetsten Gruppe der Masseure anerkennt. 

Diese umfangreiche Ausbildung des österreichischen gewerblichen Masseurs 
wurde auch mit 1. Juli 1994 von der Europäischen Union in die 2. Diplomaner­
kennungsrichtlinie aufgenommen. Der Verband der österreichischen Heil-, 
Sport- und Bademasseure glaubt, daß es an der Zeit ist, daß sich auch das 
Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz dieser EU-Ent­
scheidung anschließt und dem gewerblichen Masseur die nötige Anerkennung ge­
währt. 

Der nun vorl iegende Entwurf eines Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes 
bietet die beste Möglichkeit dazu. Im einzelnen geben wir daher folgende 
Stellungnahme ab: 
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Zu § 3: 

§ 3 (2) bestimmt, daß die der Gewerbeordnung 1994 unterliegenden Tätigkeiten 
der Masseure und Masseurinnen durch dieses neue Bundesgesetz nicht berührt 
werden. In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich gefordert, daß der gewerb­
liche Masseur gleichfalls eine Verankerung und somit Anerkennung in dem neu­
en Gesetzesentwurf findet, wobei jedoch gewährleistet werden muß, daß keine 
Umreihung des gewerblichen Masseurs vom Wirtschaftsministerium in das Bun­
desmi ni steri um für Sport, Gesundheit und Konsumentenschutz erfol gt. Di ese 
Forderung rechtfertigt sich aus der fundierten Berufsausbildung des gewerb­
lichen Masseurs, die letztendlich ihre Bestätigung darin gefunden hat, daß 
seit 1.7.1994 der österreichische gewerbliche Masseur in die 2. Dip10man-

• erkennungsricht1 inie der EU aufgenommen wurde. Durch die .Aufnahme des ge­
werblichen Masseurs in den vorliegenden Gesetzesentwurf wäre endlich eine 
Gleichstellung des gewerblichen Masseurs mit den Massagetätigkeiten der 
Phys i otherapeuten gegeben. Überhaupt wäre es si nnvo 11, die gesamte Gruppe 
der gewerb 1 i chen Gesundheitsberufe in das Gesetz aufzunehmen. Sollten die 
gewerblichen Gesundheitsberufe, hier insbesondere der Masseur, nicht in den 
Gesetzesentwurf aufgenommen werden, so wäre die Bezeichnung des Gesetzes auf 
11 Bundesgesetz über di e Krankenpf1 egeberufe" zu ändern, da di esfa 11 s kei n 
einziger tatsächlicher Gesundheitsberuf im Gesetz verankert wäre und somit 
eine Fehlbezeichnung vorliegen würde. 

Zu § 10: 

Was den ei genverantwort 1 i chen Tät i gkeitsberei ch des gewerb 1 i chen Masseurs 
angeht, so darf festgehalten werden, daß Massagen in der Praxi saufgrund 
ärztlicher Anordnung durchgeführt werden, wobei die Durchführung der Massa­
gen in der Eigenverantwortung des Masseurs liegt, der Arzt hingegen nach Be­
endi gung der Massagen den Behandl ungserfo1 g kontroll i ert. Di ese Vorgangs­
weise hat sich in jahrzehntelanger Praxis bestens und reibungslos bewährt, 
sodaß auch schon aus diesem Grund einer Aufnahme des gewerblichen Masseurs 
in den vorliegenden Gesetzesentwurf keine Hindernisse entgegenstehen. 

Zu § 29: 

§ 29 sieht expressiv verbis vor, daß eine Beruf~ausübung der im vorliegenden 
Gesetzesentwurf aufgezählten Berufsgruppen unter anderem freiberuflich bzw. 
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unter Anwendung des Erwerbsgesellschaftengesetzes, BGB1. 257/1990, erfolgen 
kann. Insbesondere Ziffer 6 bestimmt, daß Angehörige des gehobenen Dienstes 
für Gesundhei ts- und Krankenpfl ege di e Mögl i chkeit der Berufsausübung als 
Gese 11 schafter oder in ei nem Di enstverhä 1 tni s zu ei ner offenen Erwerbsge­
se 11 schaft haben. Es wi rd ausdrückl ich di e Strei chung der Zi ffer 6 gefor­
dert, da dadurch die gehobenen Krankenpflegedienste stark kommerzialisiert 
würden, ein entsprechender Bedarf jedoch keineswegs gegeben wäre. Außerdem 
würden sich hier Möglichkeiten eröffnen, durch Umwege aus den Sanitätshilfs­
diensten zu selbständiger Berufsausübung zu kommen. 

Zu § 35: 

• § 35 ermöglicht es u.a. Personen, die im Sanitätshilfsdienst tätig sind, ei­
ne Zusatzausbildung für die allgemeine Gesundheits- und Krankenpflege zu ab­
so 1 vi eren, was 1 etztend 1 ich bedeuten würde, daß auch Heil bademei ster und 
Heilrnasseure, soferne dieser Beruf nicht noch gestrichen wird (siehe unten), 
in Form von Erwerbsgesellschaften selbständig tätig werden könnten. Hin­
sicht 1 ich der näheren Begründung darf auf die weiteren Ausführungen unten 
verwiesen werden. 

Zu § 80: 

§ 80 schließt eine freiberufliche Berufsausübung in der Pflegehilfe aus, 
ebenso eine Tätigkeit als Gesellschafter in einer offenen Erwerbsgesell­
schaft. Hi er wäre unbedi ngt ei ne Ergänzung dahi ngehend durchzuführen, daß 
auch die sogenannten "Gesundheitsberufe im Sinne des vorliegenden Entwurfes" 
in § 80 aufgenommen werden. 

§ 107 (2) des obzitierten Gesetzesentwurfes sieht vor, daß mit Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes die Bestimmungen des Krankenpflegegesetzes, BGB1. 
102/1961, in der Fassung BGB1. 872/1992 betreffend die Krankenpflegefach­
dienst und den Pflegehelfer außer Kraft treten. Dies bedeutet jedoch im End­
effekt, daß die Bestimmungen des 2. Hauptstückes des bisherigen Krankenpfle­
gegesetzes (§§ 44 ff.) auch in Hinkunft in Kraft bleiben würden. Somit zäh-

, -. 

len Tätigkeiten, die sich auf die Anwendung der Thermo-, Hydro- und Balneo­
therapie sowie der Heilmassage in beschränktem Umfang erstrecken (§ 44 lit. 
h) weiterhin wie schon bisher zu den "sonstigen_Sanitätshilfsdiensten". 
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Der Verband fordert eindringlich, im Rahmen der Umgestaltung der Regelungen 
betreffend die Gesundheits- und Krankenpflegeberufe bzw. die Sanitätshilfs­
dienste die Abschaffung des Sanitätshilfsdienstes IIHeilbademeister und Heil­
masseur ll und dafür di e Schaffung ei nes neuen Sanitätshi 1 fsdi enstes 11 Heil ba­
demeister ll (denkbar wäre hier eine ca. 150stündige Ausbildung), damit die 
Kuranstalten weiterhin entsprechende Hilfskräfte einstellen können. Begrün­
det wird dies vor allem damit, daß für die bis dato massenhafte Ausbildung 
des Hilfsberufes Heilbademeister/Heilmasseur (weit über 20.000) die not­
wendigen Arbeitsplätze nachweislich nicht vorhanden sind. Aus der ÖBIG-Stu­
die geht hervor, daß zwischen 1978 und 1990 österreichweit ca. 5.500 Heil­
bademeister/Heilmasseure ausgebildet wurden, jedoch lediglich 567 Absolven­
ten eine Anstellung fanden. Trotzdem werden nach wie vor jährlich ca. 1.000 

~ Heilbademeister und Heilmasseure ausgebildet. Logische Schlußfolgerung ist, 
daß diese IIÜberproduktion ll an Heilbademeistern und Heilmasseuren das Pfu­
scherwesen im Berei ch des Gesundheitsberufes IIMasseur ll stark fördert, da 
jene Kursabsolventen, die keinen Arbeitsplatz bekommen, ihre lIerlerntenll 
Fähigkeiten auf andere Weise in der Praxis umsetzen müssen, wobei auch das 
Problem auftaucht, daß kein Schutz des Kunden gegeben ist, da die ärztliche 
Aufs i cht feh lt. Nach den ei nsch 1 ägi gen Vorschri ften des Krankenpfl egege-. 
setzes ist für die Einrichtung und Abhaltung von Korsen für die Ausbildung 
inden Sanitätshil fsdi ensten jeweil s der Bedarf maßgebend, darüberhi naus 
haben die Kurse an Krankenanstalten abgehalten zu werden. Die derzeitige 
Praxi s des Bundesmi ni steri ums für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
mißt jedoch den Bedarf nicht an freien Arbeitsplätzen, wie dies eigentlich 
der Fall sein müßte, sondern an den Kursinteressenten. Darüberhinaus wird 
dem gesetzlichen Auftrag dahingehend nicht nachgekommen, daß in großer Zahl 
Berecht i gungen zur Abhaltung von Ausbi 1 dungskursen an Privatinst ituti onen 
(z.B. Privatschulen) vergeben werden. Aufgrund dieser Tatsache und der 
großen Schwemme an Heilbademeistern und Heilmasseuren fordert die Landesin­
nung der Fußpfleger, Kosmetiker und Masseure daher einen umgehenden Säube­
rungsprozeß in folgender Form: 

L.. Gleichstellung des gewerblichen Masseurs mit den Massagetätigkeiten der 
Physiotherapeuten aufgrund des umfangreichen und erst 1994 modifizierten 
Befähigungsnachweises (medizinischer Lehrgang) und der erst kürzlich er­
folgten Aufnahme des österreichischen gewerblichen Masseurs in die 2. Di­
plomanerkennungsrichtlinie der EU. 
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~ Streichung des Sanitätshilfsdienstes Heilbademeister/Heilmasseur und Neu­
schaffung eines Sanitätshilfsdienstes IIHeilbademeister ll

• 

~ Keine Ausweitung der Erwerbsgesellschaften auf die Krankenpflegefach­
dienste. 

h Verankerung des gewerblichen Masseurs im vorliegenden Gesetzesentwurf, 
was die Ausübung von Heilmassagen betrifft. 

~ Zwischen Wirtschaftsministerium und Bundesministerium für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz müssen endlich die hiezu erforderlichen Ko­
ord in i erungsgespräche aufgenommen werden und ei ne Vorberei tung dah i nge­
hend getroffen werden, daß der gewerbliche Masseur in _den vorliegenden 
Gesetzesentwurf aufgenommen werden. 

Für den Ver ban d 

Der Prä s i den t : 

ergeht 25 x an das 
Präsidium des Nationalrates 

Erwin Schul er 
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P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien 

4445 

BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 1993 Ausgegeben am 2. September 1993 224. Stück 

618. Verordnung: Befähigungsnachweis für das gebundene Gewerbe der Masseure 

618. Verordnung des Bundesministers für 
wirtschaftliche Angelegenheiten über den ,Befä­
higungsnachweis für das _ gebundene Gewerbe 

der Masseure 

Auf Grund des § 22 Abs. 3 und 8, des § 23 und des 
§ 352 Abs. 14 der Gewerbeordnung 1973, BGBI. 
Nr. 50/1974, zuletzt geänden durch das Bundesge­
setz BGBI. Nr. 53211993, wird verordnet: 

Art des Nachweises der Befähigung 

§ 1. Die Befähigung für das gebundene Gewerbe 
der Masseure (§ 126 Z 22 GewO 1973) ist 
nachzuweisen durch 

1. das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte 
Prüfung (§ 2) und 

2. das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte 
Unternehmerprüfung gemäß der Unterneh­
merprüfungsordnung, BGBI. Nr. 453/1993, in 
der jeweils geltenden Fassung. 

Gegenstände der Prüfung 

§ 2. (1) Die Prüfung besteht auS drei Teilen, 
wobei die ersten zwei Teile Gegenstand einer 
mündlichen Prüfung sind und der dritte Teil 
Gegenstand praktischer Arbeiten ist. 

(2) Der erste Teil der Prüfung hat sich auf die für 
die selbständige Ausübung des Gewerbes der 
Masseure notwendigen Kenntnisse über Anatomie, 
Physiologie, allgemeine Pathologie, Hygiene, Un­
fallverhütung, Erste Hilfe und Arbeitshygiene zu 
erstrecken. Der erste Teil der Prüfung darf außer in 
begründeten Ausnahmefällen nicht kürzer als 
50 Minuten und nicht länger als 70 Minuten dauern. 

(3) Der zweite Teil der Prüfung hat sich auf die 
für die selbStändige Ausübung des Gewerbes der 
Masseure notwendigen Kenntnisse der klassischen 
Massage sowie auf Kenntnisse der Reflexzonen­
massage, Segmentmassage, Bindegewebsmassage, 
asiatischer Massagetechniken (zB Akupunktmas­
sage), der Lymphdrainage sowie sonstiger ge­
bräuchlicher Massagen zu erstrecken. Der zweite 

6 

Teil der Prüfung darf außer in begründeten 
Ausnahmefällen nicht kürzer als 70 Minuten und 
nicht länger als 100 Minuten dauern. 

(4) Der dritte Teil der Prüfung hat sich auf die 
Durchführung folgender praktischer Arbeiten zu 
erstrecken: Sicht- und Tastbefund, klassische 
Massage (Ganzkörper- und/oder Teilmassage), 
Reflexzonenmassage, Segmentmassage, Bindege­
websmassage, asiatische Massagetechniken (zB 
Akupunktmassage), Lymphdrainage sowie sonstige 
gebräuchliche Massagen. Der dritte Teil der 
Prüfung darf außer in begründeten Ausnahmefällen 
nicht kürzer als drei Stunden und nicht länger als 
vier Stunden dauern. 

(5) Der erste Teil der Prüfung (Abs.2) hat zu 
entfallen, wenn der Prüfungswerber den erfolgrei­
chen Besuch der Studienrichtung Medizin an einer 
inländischen Universität oder die erfolgreiche 
Ausbildung zum (zur) diplomienen Physiothera­
peuten (Physiotherapeutin) durch Zeugnisse nach­
weist. 

Untemehmerprüfung 

§ 3. Die Unternehmerprüfung ist im Rahmen der 
Prüfung gemäß § 2 als eigener Prüfungsteil 
durchzuführen, sofern nicht die Voraussetzungen 
für den Entfall des Prüfungsteiles Unternehmerprü­
fung gemäß § 8 der Unternehmerprüfungsordnung, 
BGBI. Nr.453/1993, in der jeweils geltenden 
Fassung, erfüllt sind oder der Prüfungswerber 
erklän hat (§ 6 Z 5), daß er zum Prüfungsteil 
Unternehmerprüfung nicht antritt. 

Prüfungskommission 

§ 4. Eines der weiteren Mitglieder (§ 352 Abs. 6 
zweiter Satz GewO 1973) muß ein Arzt sein. 

Voraussetzung für die Zulassung zur Prüfung 

§ 5. (1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer durch 
Zeugnisse nachweist 

369 
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4446 224. Stück - Ausgegeben am 2. September 1993 - Nr. 618 

\ 1.. a) den erfolgreichen Besuch der Studienrich­
'J tung Medizin an einer inländischen 

Universität und 
b) eine mindestens zweijährige fachliche 

. , Tätigkeit oder 
',2., a) die erfolgreiche Ausbildung zum (zur) 
---- diplomierten Physiotherapeuten (Physio­

therapeutin) und 
b) eine mindestens zweijährige fachliche 

Tätigkeit oder 
,3., a) die erfolgreich abgelegte Lehrabschluß-
'-" prüfung im Lehrberuf Masseur, 

b) eine nachfolgende mindestens zweijährige 
fachliche Tätigkeit und 

c) den erfolgreichen Besuch des in der 
Anlage 2 festgesetzten Lehrgangs über die 
weiterführende Fachausbildung der Mas­
seure, mit dem der Prüfungswerber nicht 
vor Ablauf von eineinhalb Jahren der in 
lit. b vorgeschriebenen fachlichen Tätig­
keit begonnen hat oder 

4. a) den erfolgreichen Besuch des in der 
',--,,' Anlage 1 festgesetzten Lehrganges über 

die Grundausbildung der Masseure, 
b) eine mindestens dreijährige fachliche Tä­

tigkeit und 
c) den erfolgreichen Besuch des in der 

Anlage 2 festgesetzten Lehrganges über 
die weiterführende Fachausbildung der 
Masseure, mit dem der Prüfungswerber 
nicht vor Ablauf von zwei Jahren der in 
lit. b vorgeschriebenen fachlichen Tätig­
keit begonnen hat oder 

,5.a) die erfolgreiche Ausbildung zum Heilba­
demeister und Heilmasseur, 

b) eine .nachfoll?end.e mindestens vierjährige 
fachhche Tätigkeit und 

c) den erfolgreichen Besuch des in der 
Anlage 2 festgesetzten Lehrganges über 
die weiterführende Fachausbildung der 
rv.tasseure, mit dem der Prüfungswerber 
mcht vor Ablauf von drei Jahren der in 
lit. b vorgeschriebenen fachlichen Tätig­
keit begonnen hat oder 

6. a) den erfolgreichen Besuch einer für das 
\.-.-r". 

G~werbe der Masseure einschlägigen, 
mmdestens zweijährigen berufsbildenden 
Schule, 

b) eine mindestens vierjährige fachliche Tä­
tigkeit und 

c) den erfolgreichen Besuch des in der 
~nlage ~ festgesetzten Lehrganges über 
die weiterführende Fachausbildung der 
rv.tasseure, mit dem der Prüfungswerber 
mcht vor Ablauf von drei Jahren der in 
lit. b vorgeschriebenen fachlichen Tätig­
k~it begonnen hat. 

(2) Unter einer fachlichen Tätigkeit im Sinne des 
Abs. 1 ist eine hauptberufliche nicht im Rahmen 
eines Lehrverhältnisses zurückgelegte Beschäfti-

gung im Rahmen einer befugten Berufsausübung zu 
v~r~tehen; diese Beschäftigung muß überwiegend 
die Im § 2 Abs. 3 genannten Massagetätigkeiten zum 
Gegenstand haben . 

Ansuchen um Zulassung zur Prüfung 

§ 6. Dem Ansuchen um Zulassung zur Prüfung 
sind anzuschließen 

1. die dem Nachweis des Vor- und Familienna­
mens dienenden Urkunden, 

2. die zum Nachweis der Erfüllung der Voraus­
setzungen für die Zulassung erforderlichen 
Belege, 

3. der Nachweis über die Entrichtung der 
Prüfungsgebühr, 

4. im Falle der Erfüllung der Voraussetzungen 
für den Entfall des Prüfungsteiles Unterneh­
merprüfung oder des Prüfungsteiles Ausbil­
derprüfung (§ 23 a Abs. 2 GewO 1973) oder 
von sonstigen Teilen der Prüfung die zum 
Nachweis dieser Voraussetzungen erforderli­
chen Belege und 

5. falls die Voraussetzungen für den Entfall des 
Prüfungsteiles Unternehmerprüfung nicht er­
füllt sind, eine Erklärung des Prüfungswer­
bers, ob er zum Prüfungsteil Unternehmerprü~ 
fung antritt. 

Einladung zur Prüfung 

§ 7. Wenn der. P~fungswerber zur Prüfung 
z~gelassen wor?en Ist, Ist er von der Prüfungsstelle 
mmdestens drei Wochen vor dem Prüfungstermin 
zur Prüfung einzuladen. In der Einladung sind dem 
Prüfungswerber Zeit und Ort der Prüfung sowie die 
Gegenstände der Prüfung gemäß § 2 und die 
Gegenstände des allenfalls durchzuführenden Prü­
fungsteiles Unternehmerprüfung sowie die mitzu­
bringenden Unterlagen und Hilfsmittel bekanntzu­
geben. 

Prüfungsgebühr 

§ 8. (1) Der Prüfungswerber hat als Kostenbei­
trag zur Durchführung der Prüfung 

1. einschließlich des Prüfungsteiles Untern eh­
merprüfung eine Prüfungsgebührvon 20 vH 

2. im Falle des Entfallens des ersten Teiles d'er 
Prüfung gemäß § 2 Abs. 5 eine Prüfungsge­
bühr von 18 vH, 

3. im Falle des Entfallens des Prüfungsteiles 
Unternehmerprüfung eine Prüfungsgebühr 
von 14vH, 

4. im Falle des Entfallens des ersten Teiles der 
Prüfung und des Prüfungsteiles Unternehmer­
prüfung eine Prüfungsgebühr von 12 vH 

des Gehaltes eines Bundesbeamten der Dienst­
klasse V Gehaltsstufe 2 einschließlich einer allfälli-

'. 
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4448 224. Stück - Ausgegeben am 2. S~ptember 1993 - Nr. 618 

Anlage 1 

Lehrgang über die Grundausbildung der Masseure 

1. Der Lehrgang ist am Winschaftsförderungsinstitut einer Kammer der gewerblichen Winschaft, am 
Berufsförderungsinstitut oder an einer vergleichbaren nichtschulischen berufsbildenden Einrichtung zu 
absolvieren. 

2. Der Lehrgang hat sich jedenfalls auf folgende Gegenstände mit der für den jeweiligen Gegenstand 
angegebenen Mindestzahl der Lehrstunden zu erstrecken: 

Mindestzahl 
Gegenstand der 

Lehrstunden 

Allgemeine Anatomie und Physiologie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30 
Hygiene................................................................... 25 
Anatomie und Pathologie, ausgerichtet auf die Massagetätigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30 
Massage-Grundkurs mit praktischen Übungen .................................... 160 
Massage-Kurs mit praktischen Übungen über Reflexzonenmassage, Segmentmassage, 
Bindegewebsmassage, asiatische Massagetechniken (zB Akupunktmassage) und 
Lymphdrainage ............................................................. 300 
Wärme- und Kälteanwendungen (trocken und naß) ................................ 35 
Kenntnisse über die bei Massagetätigkeiten verwendeten Präparate und Hilfsmittel . . . . . . . 20 
Erste Hilfe ................................................................. 20 
Arbeitshygiene und Unfallverhütung ........... "................................. 10 

3. Die Gesamtzahl der Lehrstunden des Lehrganges hat mindestens 650 zu betragen. 

Anlage 2 

Lehrgang über die weiterführende Fachausbildung der Masseure 

1. Der Lehrgang ist am Winschaftsförderungsinstitut einer Kammer der gewerblichen Winschaft, 
am Berufsförderungsinstitut oder an einer vergleichbaren nichtschulischen berufsbildenden Einrichtung 
zu absolvieren. 

2. Der Lehrgang hat sich jedenfalls auf folgende Gegenstände mit der für den jeweiligen 
Gegenstand angegebenen Mindestzahl der Lehrstunden zu erstrecken: 

Gegenstand 

Anatomie .......... " ..... " ................................................ . 
Histologie ................................................................. . 
Somatologie ............................................................... . 
Balneologie einschließlich Kurmittelanwendungen ................................ . 
Apparative Anwendungen .................................................... . 
Erste Hilfe ................................................................. . 
Praktische Exkursionen an physikalischen Abteilungen in Krankenanstalten ............ . 

3. Die Gesamtzahl der Lehrstunden des Lehrganges hat mindestens 130 zu betragen. 

Mindestzahl 
der 

Lehrstunden 

20 
20 
20 
20 
20 
10 
20 
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224. Stück - Ausgegeben am 2. September 1993 - Nr. 618 4447 

gen Teuerungszulage, aufgerundet auf einen durch 
50 teilbaren Schillingbetrag, zu entrichten. 

(2) Wenn der Prüfungswerber die Prüfungsge­
bühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß die 
Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich aus 
Abs. 1 ergebenden Höhe wegen seiner Einkom­
mensverhältnisse oder Sorgepflichten eine erhebli­
che wirtSchaftliche Häne darstellt, ist die Prüfungs­
gebühr entsprechend den Einkommensverhältnissen 
und Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf 
zwei Fünftel des sich aus Abs. 1 ergebenden 
Betrages zu ermäßigen. 

(3) Den Mitgliedern der Prüfungskommission 
gebühn eine angemessene, ihrer Prüfungstätigkeit 
entsprechende Entschädigung, die die Prüfungs­
steIle aus den Einnahmen von Prüfungsgebühren zu 
bezahlen hat. 

(4) Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungswerber 
von der Prüfungsstelle zur Gänze zurückzuerstat­
ten, wenn der Prüfungswerber 

1. zur Prüfung nicht zugelassen wird, 
2. spätestens zehn Tage vor dem Prüfungstermin 

die Bekanntgabe, vom Prüfungstermin zu­
rückzutreten, eingeschrieben zur Post gibt 
oder 

3. nachweist, daß er an der termingemäßen 
Ablegung der Prüfung ohne sein Verschulden 
verhinden war. 

Zeugnis 

§ 9. Auf Grund des Beschlusses der Prüfungs­
kommission hat die Prüfungsstelle über die 
bestandene Prüfung ein Zeugnis entsprechend der • '. 
Anlage 3 zu dieser Verordnung auszustellen (§ 350 ,. 
Abs. 6 GewO 1973). 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 10. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 
1994 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung tritt die Verordnung des Bundesmini­
sters für Handel, Gewerbe und Industrie vom 
4. März 1986, BGBI. Nr. 175, über den Befähi­
gungsnachweis für das gebundene Gewerbe der 
Masseure, in der Fassung der Verordnung BGBI. 
Nr. 397/1989, außer Kraft. 

(3) Zeugnisse über erfolgreich abgelegte Prüfun­
gen, die gemäß der im Abs. 2 zitienen Verordnung 
erworben wurden, gelten als Zeugnisse über 
erfolgreich abgelegte Prüfungen im Sinne dieser 
Verordnung. 

Schüssel 

370 
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224. Stück - Ausgegeben am 2. September 1993 - Nr.618 4449 

Anlage 3 

Geschäftszahl : 

PRÜFUNGSSTELLE DER 

........................... 

PRÜFUNGSZEUGNIS 

........................................................................................ 

geboren am ............................... in ............................................. 
hat sich am ....................... der 

PRÜFUNG 

zum Nachweis der Befähigung für das Gewerbe der Masseure (§ 126 Z 22 GewO 1973) gemäß der 
Verordnung des Bundesministers für wiruchaftliche Angelegenheiten über den Befähigungsnachweis für 
das gebundene Gewerbe der Masseure, BGBI. Nr. 618/1993, in der jeweils geltenden Fassung, unterzogen 
und diese Prüfung laut Beschluß der Kommission für die Abnahme dieser Prüfung 

einstimmiJ;/mehrstimmig ") mit Auszeichnung") bestanden 
PrufunJ;Heil Unternehmerprüfung einstimmig/mehrstimmig 1I") 
mit AuszeKhnung .. ) bestanden 
entfallen ") 
mdll allJ;etreten ") 
Prufull!;stcil Ausbilderprüfung bestanden "") nicht bestanden .. ) 
c.-ntfallc.-n ") 

··········,··········· ..... ,am .............................. . 

Sie~e1 der 
Prutun~sS[e1le 

.) :-.;" hlZUlrei(endes streichen 

Für die 
Prüfungsstelle 
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·e AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 
CBI Postfach 527, A-5010 Salzburg ffi!] (0662)8042-2160 1!.!l633028 DVR: 0078182 

Bundesministerium für Gesundheit, 

Sport und Konsumentenschutz 

Radetzkystraße 2 

1031 Wien 

Zahl 
3/06-53.050/232-1992 

Betreff 

Pfeifergasse 7 

(0662) 8042 

Nebenstelle 2721 

Datum 

6.10.1992 

~4t Abgrenzung Heilmasseure/gewerbliche Masseure; Ausbildung 

-/e 

Dem Amt der Salzburger Landesregierung ist bekanntgeworden, daß 

Bestrebungen im Gange sind, den "Heilbademeister" und "Heilmas­

seur" aufzuwerten und soll dementsprechend das Krankenpflegegesetz 

g~ändert werden. Nach Ansicht des Amtes der Salzburger Landesre­

gierung ist diese Aufwertung insbesondere durch das nunmehr mit 
1.9.1992 in Kraft tretende MTD-Gesetz nicht erforderlich. Es sind 

in den Bundesländern eine Anzahl von Physikotherapeutinnen und 
gewerblichen Masseuren niedergelassen. Es besteht weder ein Bedarf 
für noch mehr Heilbademeister und Heilmasseure noch können den 

Ländern weitere finanzielle Belastungen aufgebürdet werden. 

Vorgeschlagen wird, die derzeitige Ausbildung des Heilbademeisters 

bzw. Heilmasseurs aufzulassen und diesen Beruf ersatzlos zu 

streichen (selbstverständlich mit einer längeren Übergangsfrist). 

Die derzeitige Ausbildung des Heilbadegehilfen soll jedoch aufge­
wertet werden. 

Folgende Ausbildung wird vorgeschlagen (praktische und theoreti­
sehe) : 

Natürliche Heilvorkomrnen, ihre Wirkung und Anwendung 45 Stunden 

Form 50·11.89 • 
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- 2 -

Grundzüge der Wasseraufbereitung und Einhaltung 
der anzuwendenden Kurrnittel 10 Stunden 

Grundzüge der Hygiene 20 Stunden 

Grundzüge der Hydro- und Balneotherapie 30 Stunden 

Erste Hilfe 15 Stunden 

Sanitätsrecht lS Stunden _._-- _._~--~-----------------_._--_. "-"--'--'--
insgesamt 135 Stunden 

Die Tätigkeit des Heilbadegehilfen soll einfache Hilfsdienste bei 

der Anwendung der Hydro- und Balneotherapie umfassen. 

Für den Landeshauptmann: 

Dr. voithofer 

(.~ die Richtigkeit 
q.,e~us f er~igung: 

( \ )\~ ~ 
"'-~ 

• 

• 

16/SN-402/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)14 von 19

www.parlament.gv.at



.. 
• 

~ .';/~ . .,;., .,. 
1: ••• 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR HANDEL. GEWERBE UND INDUSTRIE 

-;:- _ •. ., I., - --- - /..-,-
r;.")~:",a~·~=anl .. ,_.?:;'_,'.;.'::'-':""':'J..-_/ !~ 

... ~­---
gege~~~e= ~~~ ~S~ :~~~e8~eSe~: :~­
:=e!!s~~ ~~e ~e;e~~~; ~es Kra=~e~-

. '''' - - -_t.:.:.. .......... :.:-

}: ei -: er:. 

An :'as 

zu ::1... ,;.r. , ,;,~ / L- j -/~q ""0-: 1 ~ _v. __ v/. _c::. ,._ " _. _'-". 

1011 Wien. Stubennng 1 

Telefon 0222 : 7500 

Name aes Sacn068rbellers: 

.' .~ - -, 
Klappe ~ - .• ' -' Durc:"Iwal"\I 

Femschrelo-Nr.01-'1,45 

eine ,n oer Antwon ale 

Geschanszahl olese! 

Schreibens anführen, 

i:n ... a "'" s e 

ces Bundes~inisteriw~s für Gesundheit und U=vlel:schutz ergangen iS:, 

ohne daß das 3undesministerium für H~~~el, Gewerbe ~d Industrie 
damit befa3t oder das Einvernehmen hierüber hergestellt worden iS~, 
beehrt si8h das 3undesministerium für H~~del, Gewerbe und Industrie, 

. .. . . 
seine Ansicht in dieser Angelegenheit bek~~ntzugeben: 

Gexä3 § 2 des Bundesgesetzes betre=~enc die Regelung des 

Krankenpflege!ac~diens:es, der ~ediz~~isch-:echnischen Diens:e und 

der Sa::itätsnilfsdienste is\:: eiie Ausübu.::g ~er u:::er dieses 3undes-
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."'1. . 
\ 
i .. , 
I 

gesetz fallenden Tätigkei~n im Rahmen a~derer als der du=ch 

dieses Bundesgesetz oder durch sonstige gesetzliche Vorscr...riften 
auf' dem 3-ebiete des Gesundheitsv/esens geregelte 3e:::-,;i'e \;er:-o:e:-.• 

-', . i 
~~ . 

-=<""'d::>s""es·e-'-·7 ·~'e"''''''e~f<l''''c.··'':: ~ Q .:...J """'"'4_ -:: ..., ~ .." ""'". - - ..... -.;.. ...... - -

C'e.,..e .... ol-'-en ·"11;"--;C";-o~-::>V' 'fei.,.,,,,, An't'e""":"''''''=- (""'no Qr ... s-. .,...",--~,::>~~Q ?o<::' ... ~,..._··...,::-o - 5- v __ -d.., ..... o::-._--v_._ ....... _ •• - -t -_u~ ... o \'-_""'" ,-_"v :::- __ .., •• __ J. ...... _ ,;,.; .... Io"JV __ .. '""""··o 

enthält § 2 A ts.1 Z .11 GewO 1973); allerdings 'de:::-den gemäß di ese::: 
§ 3 die der Gewerbeordnur..g unt e:::-liegenden Tä-vigkei "'Gen der Eand-, 
Fuß- und Schön."r),ei tspfleger, der Hiihneraugenscr..neider, de:::- I"Iasseure 
sowie der Herstellung und Ve:::-abreichung ~esonderer Kos~ (Diä"'Ckost) 

f 
~~ch Gast- und Scharu(gewerbetreibende durch ias Bundesgesetz 

J'·etre':.fend die Regelung des Kran.1.cenpflegefachdienstes, der med.izir:isch-. 
~r~~sc~en Dienste und der Sanitätshilfsdienste nictt ber~r~t. , ----------

. 
die Regelung des K:::-~~enpflegefachdienstes, der medizinisch-tecr~ischer 

. ---------- .... 
Dienste und de:::- Sanitätshilfsdienste keine Einschrän.~~ng des Be-
=echtigungsumfanges des Gewerbes der Masseure erfolgt ist ·(aucn --- -- --'-'._.-.. ~ . 

das Kr~~enpflegegesetz, BGB1.Nr. 93/1949, hatte z~!clge seir-es 
§ 4 keine Einschrär~llg des Berechtigungsuo:a~ges des Gewerbes de= 
I1asseure bewirkt). -._----_.--- - , ----------' 

Für die Beantwortung der gestellten Frage ist daher ent­
~cheidend, zu welchen Tä~igkeiten das durch die Gewerberechtsnovelle 
,,-*52 unter die gebunde'nen Gewerbe eingereihte Gewerbe der Masseu:::-e 

sei tj eher berechtigt (bis zur Ge\'lerberechtsnovelle 1952 war das 
Gewerbe der Masseure ein freies Gewerbe, zu dessen Ausübung es 
somit keines Befähigungsnachweises bedurfte). 

Während das Gesetz vom 19.10.1934, BGB1.II Nr. 323, über 
außerordentliche Maßnahmen an Stelle der Gewerbesperre, das soge-
na.'I'l.Ilte Untersagungsgesetz, vom damals freien "Gewerbe der Masseure 
(soweit die Tätigkeit ni~eiJz~~en dient)" gesprochen hat, hat 
di~ Gewerberechtsnovelle 1952 auf di~sen'-Klammerausdruck verzichtet. 
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"die aber ':Jereits in Hellers Kommenta= zU!' Gewerbeordnung, 2. Auilage, . 

. :b...'.:'g.-..ro:-~ Laszky-?Tatha.nsky, ','lis!'l 1937, auf Seite 8 ausgefü:!'.rt wird, 

fällt die =:ev;e='::s::lä:Z:'=:e Eeschäftio:u.na: r.ü t }'!a.ssage ohne Anwendu..."'l';;: _ _ _ ';;J 

de:::-sel':Je~ in c.e:1 3e-

sC 'hil.'::>('Je-n a"ar::. ~::>~';-~in;" ";i" in ":',,....c ..... ve.,..an-,.'Or+u"',,. ";CQ j·/rac::sou .... Q ... -'- _ . .; ... , . .,; - .... ""'"'-5-- ........ J. ..... _- _. ~-ö-·· -- ..,.'1 "'~.L.S .... - ..... .&.. ~ .... ------ ----------~---------------erfolgende 3eha~dl~::1g ven K~aru~heiten du=ch Massage nicht als zu-

lässig e:-achtet wurde, 
~;a-nos~';~ic .... - u~d ~i::> ~- 5 ~~~ ___ v.~ ---

alse jene:::- Fall, :..:-1. dem der iv1a~sell:r selbst 

seine= Ansicht nach er~orde=liche Therapie 

anwendet. Hingegen '/la= offensichtlich -von Kra~~hei~en i::1 de= Form zulässig, 

---------------------------------

Die Ge',ie=:e=echtsr.o'lelle 1952 :'1a-: das Ge'de=b~ de:::- r:asse~e 

un-:: er- d.ie, ge:un~e::1en. Ge\'le:::-be e inge:::-eiht. Daciurch ~la= für die Aus-

übung d:"eses Gewerbes der :Befähigungsnachweis erforde=lich geworde!'l. 

Im Zusammenhang ~i~ de= be=eits erwähn~en ~lassung des Klamne~­

ausd:::-ucke::; ( " soweit die Tätigkeit nicht Heilz .... lecken dient") muß 

a~geno~en werden, aaß'" durch die ,Einreihung des Gewerbes der Ivlasse~e 
u...'"1t e:::- die gebundenen Ge'.'le::-be durch die Gevlerbe=echtsno·"elle 1952 
keinesfalls eine Eins~hränkung des Berechtigungsumfanges dieses 

Ge'.·:e:::-bes erreicht werden sollt e. Vielmehr liegt der Schluß nahe, 

da~ du=ch diese Kaßnah~en der Gewe~berechtsnovelle 1952 der Be-
~ rechtigungsumfang dieses Gewerbes im oben aufgezeigten Sinne 

"ei0kumentiert werden sollte. ' 

Seit de= Gewerberechtsnovelle 1952 haben die gewerbe­

rechtlichen Vorschriften, auch die Gewerbeordnung 1973, keine 

Änderung des Berechtigungsumfanges dieSE Gewerbes bewirkt. Es 

Wl.l'l"'dp. aher c11JT'ch nip. Vp.rnT'dnune; BGBJ..Nr. 2.16/1965 ein strengerer 

Befähigu.ngsnachweis als der sonst für gebundene Gewer-be vorge­

schriebene eingefUh=t. Diese Regelungen stehen heute noch auf 

Grund der übergangsbestirm:lung des § 375 A bs.l Z. 60 GewO 1973 in Kraft. 

. -
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.J 

Da - wie bereits ausgefüh=t worden ist - auch die Vor-

. schrifte~ über den Kr~~enpflegefachdienst keine jl~derung des' Be-
..... 0"-..,.:...; - • .,.., -sur:;-'!'~ar.-ec:: 
- .... - .... w - t,;,.....&. J.-s .• ~ -e:: - des Gewerbe's' der . !·1ass eure ·oeV/:'::kt habe~, besteher..~~.; 

~ ". 
dageger.., wenn Z'-lr Ausübung des gebundenen Ge- .. ; 

» -we=~e3 cie:: Masseu::e be::e:h-:igte Gewer'be":reibende i!:i. ?ahme~ von mit 
) 

~~~ Träge::n der K=~~enversicherung abgesc~lossenen Verträgen a~f 

Yersch!'ei Dung des Arztes Nassagen USV/. zur Benanalur..g von Kra:nkhei ten .,'~ 
~ . ~.~ 

du=:h.flil1.ren. Die Lage ist hier etwa rni t d.en 'T~lgkei Leu äel' Bana.agisteri .... - .:. ..... 
Ort!lopädietech:1.':'ker, Optiker usw. zu ve=gleichen, die ebenfal2..s'· 

au:: Grund. ä::ztlicher Verschreibungen eine Tätigkeit i:::n. Interesse, 

Für 
der 

'"'- ....... ""-O ...... -~ d ;~.;.... ; .0-'.:-0'; t 

AUS~ng: 

entfalten. 

1.'lien, am 7. Dezember 1979 
~Jr den Bundesminister 

J a g 0 d a 

.... _._--_ .. , 

I / 
J. / I 

'~~~]-EC:, /~~ Vlf1/{ 
:/- ~ 

;. " 

.. ' .. ' (/ (/ . 

. -----.. -._. __ .::_'~_: _ _/:.. ' i 
I .---__ 

l i ~ /' I I , 

I V l, L 

,';:.,, 

'-.",.w 

, '~":~~; i.J,- ~: ~.; 

-", 

1/ 

16/SN-402/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)18 von 19

www.parlament.gv.at



:;. 

532 23. Stück -Ausgegeben am '21.'April" 1961'-"''Nr; 102. 

, Ahikel m.· 
(1) Dieses BundeSgesetz tritt in Kraft, sobald 

über die Bedeckung des Aufwandes, den ,dies~ 
Bundesgesetz verursp.chen wird, zwischen der 
Republik österreich Und' der Bundesrepublik 
Deutschland eine Vereinbarung getroffen ist. 

(2) Der Zeitpunkt, in dem dieses Bundesgesetz 
gemäß Abs. 1 in Kraft tritt, ist von der Bun­
desregierung im Bundesgesetzblatt kundzu­
machen. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
wird das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung, hinsichtlich der Bestimmungen des 
Art. I Z. 3 bis 8 und des Art. II im Einver­
nehmen mit dem Bundesministerium für Fi­
nanzen betraut. 

Schärf 
Gorbach Pittermann Alritsch Broda 
Drimmcl Proben Klaul Hanmann 
Bock Waldbruonu Sch1einzer Kreisky 

1.02. Bundesgesetz vom 22. März 1961, be­
treffend die Regelung des Krankenpfleiie­
fac:hdienstes, der medizinisch-technischen 

Dienste und der Sanitätshilfsdienste. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. TEIL. 

Allgemeine Bestimmungen. 

I 
§ 1. Der Krankenpflege&chdienst. die medi­

zinisch-technischen Dienste sowie die, Sanitäts­
hilfsdienste~*bernfsmäßig rmr Qash M~ 
gabc der BCSt1mmungen dieses lfundesgesetzes 
ausgeübt werden,. . - -§ 2. Die AusUbung der unter dieses Bundes-

§ 5. (1) Die allgemeine Kr.ltlkenll,flejte..\i 
die Pilege bei Erkrankungen 
W~enbcttpfiege sowie die Pfiege 
rung von Neugeborenen. 

(t) Die Kinderkranken- und 
umfaßt die Pfiege bei Erkrankungen 
lingsalter sowie .im Kindesalter bis 
.endeten 14. Lebensjahr, die Pflege und 
rung von gesunden Neugeborenen 
lingen und die Wochenbcttpflege. 

(S) Die psychiatrische K!ltnken1:'flcJ~ 
die Betreuung. Beobachtung.Ufld; Besdliftiil 
Nervenkranker und Geisteskrankc;r sowie 
giftsüchtiger und Trunksüchtiger. 

(') Die in den Abs. 1 bis 3 .. "',.M',Fn ........ 
keiten schließen auch die 
äntllchen Verrichtungen sowie 
irztllchcr Anordnungen bei der Heilbc:J:wlä 
in den betreffenden Fachgebicien cln. 

2. Hauptstück. 

Ausbildung in der allgemeinen ' 
pflege und in der Kinderkranken­

Säuglingspflege. 

A. Krankenpfiegeschulen. 

gesetz fallenden Tltigkeitcn .im Rahmen anderer § 6. (1) Die Ausbildung in der' aIlltCDleUia 
als der durch dieses Bundesgesetz oder durch Kr.tnkenpflege darf nur an allgemcirien Kr.tnketll 
sonstige gesetzliche Vorschriften al,lf dem Ge- pflegeschulen, die Ausbildung in der' 
biete des Gesundheitswesens geregelten Berufe, kranken- und Säuglingspflege nur an 
die Führung anderer als der gesetzlich .zuge- krankenpflegeschulen enolgen. 
lassenen Berufsbe2cichnungen, die Führung ge- (t) Krankenpflegeschulen können nur an 
setzlicher oder verwechslungsfähiger anderer Be- kenanstalten errichtet werden, welche 
rufsbe:z:cichnungen durch hiezu nicht berechtigte praktischen Unterweisung notwendigen 
P.crsone · , teilungen besi~ mit den für die .1:'=''"'1<:1" 

,:S,3.~:Aufdie bcru&miß.ige Ausübung·derin des A~bildun~, . ' 
'. . . tf51-.26;'!37·~'1Uld ,44 angefühtten-,Tltigkcitcn ,d Hilfskdften sC?,W1e 
findet· die ;Gew~Un 'keine· Anwendun . • d und entsprechende Unterlbrii:lgu1lglt~rgJ 

• Hilfeleistungen ,in.~ ;~aC:hbarschafts-;' Familien- ei~ für die aUS%U~~',. Pcs::s6n~~.~!!i' 
;wid':lUushd~, fcmer dlO"äcr ',GCwerbcord- etSen. " 

'. :nung,' un~dcn ,'TitigkCit=1fdct ",Hand-, (I)' Jede KrankenpflegeschulcrnnR~'1'f'ltf~ .• ~,.li 
~ ~F.ilß;.; tAAd/,Sch~tspfieger~(dcr" Hf1hneraugen-'tung eines Iu%ta steliea, =:-:dieJblCfj~{,~.~ 
, "sCbneidCr<:c!cr,:. Masseure> • ~_ ·Hentelluil rderliche. fit.Chlichc . 
'ü~iiv~<ihwig!von :nderct. 'KOSt;.:(Diä! . uung ,,' de,;.".K;d~~&;:~~f~~~m 
kOst) dutCbr:Gast-,'11%ld: Schank~er~c diescm.A%%tC ane ed2hienedip,loJ]lics::te.l~akc: 
~d~'" ~qrc:b~;d.i~,,!,~~~~inlcli~i·~ pfiegeperson .aIsSchuloberin (Intenautlcit:er)' 
rßhif.:' , .. ,,' ,. ;::. - ...... Seite zu stehen. 

r-----,----.. ~ .~ -~~-- ~ --_. 
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